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Verschlußsachen des in Betracht kommenden Geheimhaltungsgrades 
Kenntnis zu erhalten.

(4) §§ 40, 82 Abs. 2 und die Vorschriften über die Beteiligung der 
Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen in den §§ 36 und 39 
Abs. 1 sind nicht anzuwenden. Angelegenheiten, die mindestens als 
vertrauliche Verschlußsachen eingestuft sind, werden in der Personal­
versammlung nicht behandelt.

(5) Die oberste Dienstbehörde kann anordnen, daß in den Fällen 
des Absatzes 1 Satz 1 dem Ausschuß und der Einigungsstelle 
Unterlagen nicht vorgelegt und Auskünfte nicht erteilt werden dürfen, 
soweit dies zur Vermeidung von Nachteilen für das Wohl der 
Deutschen Demokratischen Republik oder eines ihrer Länder oder 
auf Grund internationaler Verpflichtungen geboten ist Im Verfahren 
nach § 83 sind die gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung 
glaubhaft zu machen.

Z w e i t e r  T e i l  

Personalvertretungen in den Ländern

Erstes Kapitel 
Rahmenvorschriften für die Landesgesetzgebung

§94

(Rahmenvorschriften)

Die §§ 95 bis 106 sind Rahmenvorschriften für die Gesetzgebung 
der Länder nach deren Bildung.

§95
(Pflicht zur Bildung von Personalvertretungen)

(1) In den Verwaltungen und Betrieben der Länder, Gemeinden, 
Gemeindeverbände und der sonstigen landesunmittelbaren Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichten Rechts sowie in 
den Gerichten der Länder werden Personalvertretungen gebildet; für 
Beschäftigte in einer beruflichen Ausbildung, deren Ausbildung in 
wechselnden Dienststellen erfolgt, Staatsanwälte, Angehörige des 
Polizeivollzugsdienstes und Angehörige von Rundfunk- und Fernseh­
anstalten des öffentlichen Rechts sowie von Dienststellen, die 
bildenden, wissenschaftlichen oder künstlerischen Zwecken dienen, 
können die Länder eine besondere Regelung unter Beachtung des 
§ 104 vorsehen.

(2) In den einzelnen Dienststellen ist die Bildung von Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen vorzusehen. Einem Vertreter der Ju­
gend- und Auszubildendenvertretung ist die Teilnahme an allen 
Sitzungen der Personalvertretung mit beratender Stimme zu gestat­
ten. Die Länder haben zu regeln, in welchen Fällen der gesamten 
Jugend- und Auszubildendenvertretung ein Teilnahmerecht mit bera­
tender Stimme und in welchen Fällen ihr das Stimmrecht in der 
Personalvertretung einzuräumen ist.

(3) Der Schwerbehindertenvertretung ist die Teilnahme an allen 
Sitzungen der Personalvertretung zu gestatten.

§96

(Koalitionen)

Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der 
Arbeitgeber werden durch das Personalvertretungsrecht nicht be­
rührt.

§97

(Vorrang des Gesetzes)

Durch Tarifvertrag oder Dienstvereinbarung darf eine von den 
gesetzlichen Vorschriften abweichende Regelung des Personalvertre­
tungsrechts nicht zugelassen werden.

§98
(Wahlgrundsätze)

(1) Die Personalvertretungen werden in geheimer und unmittelba­
rer Wahl und bei Vorliegen mehrerer Wahlvorschläge nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Für die erstmalige Bildung 
von Stufenvertretungen können die Länder Ausnahmen hinsichtlich 
der Unmittelbarkeit der Wahl zulassen.

(2) § 98 Abs. 2 BPersVG findet keine Anwendung.

(3) § 98 Abs. 3 BPersVG findet keine Anwendung.

§99
(Schutz der Personalvertretungen)

(1) Wahl und Tätigkeit der Personalvertretungen und der Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen dürfen nicht behindert oder in einer 
gegen die guten Sitten verstoßenden Weise beeinflußt werden.

(2) Mitglieder der Personalvertretungen und der Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen dürfen gegen ihren Willen nur versetzt 
oder abgeordnet werden, wenn dies aus wichtigen dienstlichen 
Gründen auch unter Berücksichtigung der Mitgliedschaft in der 
Personalvertretung oder der Jugend- und Auszubildenden Vertretung 
unvermeidbar ist und die Personalvertretung zustimmt.

§ 100

(Ehrenamt, Ausschluß wirtschaftlicher Nachteile, Kosten)

(1) Die Mitglieder der Personalvertretungen führen ihr Amt 
unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Durch die Wahl und die Tätigkeit der Personalvertretungen 
dürfen den Beschäftigten wirtschaftliche Nachteile nicht entstehen.

(3) Die durch die Wahl und die Tätigkeit der Personalvertretungen 
entstehenden Kosten trägt die Verwaltung.

§ 101
(Nichtöffentlichkeit der Sitzungen, Schweigepflicht, Unterrich­

tungspflicht)

(1) Die Sitzungen der Personalvertretungen sind nicht öffentlich.

(2) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalver­
tretungsrecht wahrnehmen oder wahrgenommen haben, haben über 
die ihnen dabei bekanntgewordenen Angelegenheiten und Tatsachen 
Stillschweigen zu bewahren.

(3) Den Personalvertretungen sind auf Verlangen die zur Durchfüh­
rung ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen. Personalakten dürfen Mitgliedern der Personalvertretungen 
nur mit Zustimmung des Beschäftigten vorgelegt werden.

§ 102

(Amtsperiode, Auflösung, Ausschluß)

(1) Die Personal Vertretungen sind in angemessenen Zeitabständen 
neu zu wählen.

(2) Die Personalvertretungen können wegen grober Vernachlässi­
gung ihrer gesetzlichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung 
ihrer gesetzlichen Pflichten durch gerichtliche Entscheidung aufgelöst 
werden. Das gleiche gilt für den Ausschluß einzelner Mitglieder.

§ 103
(Aufgaben der Personalvertretungen)

Die Personalvertretungen haben darauf hinzuwirken, daß die 
zugunsten der Beschäftigten geltenden Vorschriften und Bestimmun­
gen durchgeführt werden.


